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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Ein wichtiges Argument, das für die elektronische Stimmabgabe ins Feld geführt wird,
ist die Vereinfachung der Partizipation für die fünfte Schweiz. E-Voting ermöglicht es
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern, ihre politischen Rechte auszuführen.
Nicht selten komme es bei brieflicher Stimmabgabe vor, dass die Unterlagen zu spät bei
den Berechtigten im Ausland oder aber bei den Behörden in der Schweiz einträfen –
kritisierte etwa Filippo Lombardi (cvp, TI) im Rahmen einer von ihm eingereichten
Motion. Er forderte, dass bei den eidgenössischen Wahlen 2019 alle
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer die Möglichkeit haben, elektronisch zu
wählen. Er erinnerte daran, dass Hildegard Fässler-Osterwalder (sp, SG) bereits im
September 2011 gefordert habe, dass bei den Wahlen 2015 eine grosse Mehrheit der im
Ausland wohnhaften Schweizer Bürgerinnen und Bürger einen elektronischen Kanal
haben sollte. Konkret hätten aber lediglich vier Kantone die Möglichkeit von E-Voting
angeboten. 
In seiner Stellungnahme machte der Bundesrat darauf aufmerksam, dass bei den
Wahlen 2015 eigentlich 14 Kantone die Möglichkeit für eine elektronische Wahl für die
Schweizerinnen und Schweizer im Ausland angeboten hätten, eine kurz vor den Wahlen
entdeckte Sicherheitslücke aber die Einschränkung dieses Angebots bedingt habe.
Grundsätzlich gehe die Entwicklung in die richtige Richtung, eine Verpflichtung der
Kantone sei aber zum jetzigen Zeitpunkt nicht angezeigt. In der Frühjahrssession 2016
folgte der Ständerat der exekutiven Argumentation und lehnte die Motion ohne
Diskussion ab. 
Eine Motion Guldimann (sp, ZH) mit einer sehr ähnlichen Forderung (Mo. 15.4139) wurde
wohl auch aufgrund des ständerätlichen Entscheids vom Motionär im September 2016
zurückgezogen. 1

MOTION
DATUM: 07.03.2016
MARC BÜHLMANN

Ein häufig vorgebrachtes Argument für E-Voting ist der Abbau von Hürden für die Wahl-
und Abstimmungsteilnahme von Auslandschweizerinnen und -schweizern. Da die
postalische Zustellung und Rücksendung in einigen Ländern nur sehr langsam
geschieht, treffen Abstimmungsunterlagen in der Schweiz oft zu spät ein. Da E-Voting
aber zu diesem Zeitpunkt einen eher schweren Stand hatte, schlug Claudio Zanetti (svp,
ZH) im März 2019 in seiner Motion eine elektronische Zustellung der
Abstimmungsunterlagen vor, die dann vor Ort ausgedruckt und auf postalischem Weg
zurückgeschickt werden könnten. Damit würde wenigstens die Zeit für die Zustellung
eingespart. 
In seiner Antwort versicherte der Bundesrat, dass er sich der Problematik bewusst sei.
Allerdings habe der E-Versand ähnliche Probleme wie das E-Voting, da nämlich auch
hier Sicherheitsanforderungen eingehalten werden müssten, um Missbrauch zu
verhindern. Zudem würde der Zeitgewinn mit einem Zusatzaufwand für die Nutzerinnen
und Nutzer (Druck, Rückversand) erkauft. Bundeskanzler Walter Thurnherr, der die
bundesrätliche Haltung in der grossen Kammer vertrat, betonte zudem, dass die
Kontrolle und die Auszählung von selbst gedrucktem Stimmmaterial ebenfalls mit
Schwierigkeiten verbunden sei. Der Rat sah hingegen im E-Versand eine mögliche
Lösung für das Problem und überwies die Motion mit 115 zu 68 Stimmen an die kleine
Kammer. Die Gegnerschaft der Motion fand sich vor allem in der FDP-, der CVP- und
der BDP-Fraktion. 2

MOTION
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN

Eigentlich wäre die Motion Zanetti (svp, ZH), die eine elektronische Zustellung von
Abstimmungsunterlagen forderte, im Ständerat in der Frühjahrssession 2020
terminiert gewesen, konnte aber aufgrund des Sessionsabbruchs nicht mehr beraten
werden. 
Die SPK-SR hatte ihren Bericht mit dem Antrag zur einstimmigen Ablehnung der Motion
bereits Ende Januar 2020 vorgelegt. Die elektronische Zustellung würde nur einigen
wenigen Auslandschweizerinnen und -schweizern nutzen, wobei eine Verzögerung der
Rücksendung – die elektronisch zugestellten Dokumente müssten ausgedruckt und auf
postalischem Wege zurückgesandt werden – trotzdem nicht ausgeschlossen werden
könne. Ein Versand per E-Mail würde zudem ein hohes Missbrauchsrisiko bergen.

MOTION
DATUM: 18.06.2020
MARC BÜHLMANN
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Schliesslich würde der Druck der Unterlagen auf unterschiedliches Papier eine
maschinelle Auszählung der Stimmzettel verunmöglichen. Mathias Zopfi (gp, GL), der für
die SPK-SR Bericht erstattete, schloss sein Plädoyer für ein Nein mit dem Hinweis, dass
mit der Motion die tatsächlich bestehenden Probleme der Schweizerinnen und
Schweizer im Ausland nicht behoben, sondern neue Baustellen geschaffen würden.
Bundeskanzler Walter Thurnherr hob in die gleiche Kerbe und wies darauf hin, dass der
E-Versand kein Ersatz für E-Voting sein könne, weniger sicher sei und erheblichen
Mehraufwand bedeute. Die kleine Kammer versenkte in der Folge die Vorlage
diskussionslos. 3

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Carlo Sommaruga (sp, GE) forderte mittels einer im September 2020 eingereichten
Motion einen rechtlichen und technischen Schutzmechanismus gegen die
extraterritorialen Auswirkungen der unilateralen Sanktionen von Drittstaaten.
Auslöser für Sommarugas Motion waren mehrere Vorfälle, bei denen Schweizer
Unternehmen aufgrund US-amerikanischer extraterritorialer Sanktionen ihre
Tätigkeiten im Ausland beenden mussten oder Vermögenswerte eingefroren wurden.
Sommaruga verlangte in der Folge, dass vor allem Wirtschaftsakteure und
Organisationen mit ideellem Zweck, deren Sitz in der Schweiz lägen, geschützt werden
sollen. Auch Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer sollten laut Motionstext
diesem Schutz unterstellt sein. In seiner Stellungnahme verwies der Bundesrat darauf,
dass er bereits in der Vergangenheit Massnahmen in diesem Bereich getroffen habe. So
habe er unter anderem er im Februar 2020 das «Swiss Humanitarian Trade
Arrangement» lanciert. Die von Sommaruga geforderten Abwehrmassnahmen seien
jedoch «kaum umsetzbar», da der Bund damit das Risiko von Strafmassnahmen und
Sanktionen durch ausländische Behörden auf sich nehmen würde. Solche Massnahmen
könnten zudem die bilateralen Beziehungen mit wichtigen Handelspartnern schädigen.
Der Bundesrat vertrat die Ansicht, dass die vom Motionär beschriebenen Probleme
primär im Dialog gelöst werden müssten. Bezüglich der Situation von
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern verwies er auf seine Antwort zur Motion
Lombardi (cvp, TI; Mo. 17.3511). Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion
Sommaruga. 
In der Wintersession 2020 beschäftigte sich der Ständerat mit der Motion von
Ratsmitglied Sommaruga. Ständerätin Gmür-Schönenberger (cvp, LU) forderte mittels
Ordnungsantrag die Zuweisung der Motion an die zuständige Kommission zur
Vorprüfung. Sie argumentierte, dass die Thematik «ausserordentlich komplex» sei und
man die Problematik daher ganzheitlich betrachten und generell prüfen müsse. Der
Motionär war mit diesem Antrag einverstanden und empfahl, dass man in der
Kommission die Massnahmen der EU und anderer europäischer Staaten in diesem
Bereich überprüfen solle. 4

MOTION
DATUM: 17.12.2020
AMANDO AMMANN

Nachdem die APK-SR die Motion von Carlo Sommaruga (sp, GE) zum
Schutzmechanismus gegen die extraterritorialen Auswirkungen der unilateralen
Sanktionen von Drittstaaten im November 2021 vorberaten hatte, befasste sich der
Ständerat in der darauffolgenden Frühjahrssession damit. Kommissionssprecher Müller
(fdp, LU) würdigte zwar die Aktualität und Relevanz des Motionsanliegens, rückte aber
nicht von der in der Kommission geäusserten Kritik an der Motion ab. Einerseits
müssten die Unternehmen, nicht der Staat, entscheiden, welche rechtlichen Risiken sie
im Rahmen ihrer Aktivitäten eingehen wollen. Ein rechtlicher Schutzmechanismus
könne die Probleme im Zusammenhang mit ausländischen Sanktionen nicht lösen,
sondern würde eher Gegenmassnahmen durch Drittstaaten provozieren. Andererseits
würde ein solches unilaterales Handeln den Schweizer Interessen und vor allem ihrer
Exportwirtschaft schaden. Stattdessen plädiere die Kommission dafür, derartige
Probleme im Dialog mit den jeweiligen Staaten zu lösen und damit die Gefahr einer
Eskalation zu minimieren. Müller verwies auf verschiedene parlamentarische Vorstösse,
die versucht hatten, die Schweizer Souveränität in Bezug auf Verfahren von
Drittstaaten, welche sich gegen Unternehmen oder Einzelpersonen aus der Schweiz
richteten, zu stärken. Einer davon, eine Motion der FDP.Liberalen-Fraktion (Mo.
11.3120), sei angenommen worden, aber keiner dieser Vorstösse konnte bisher
umgesetzt werden. Das zeuge von der grossen Komplexität des Themas und davon, dass
derartige Massnahmen in der Schweiz mit ihrer exportorientierten Wirtschaft «nicht

MOTION
DATUM: 17.03.2022
AMANDO AMMANN

01.01.65 - 01.01.23 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



unbedingt wünschenswert» seien. 
Auch Motionär Sommaruga sah ein, dass die von ihm skizzierte Lösung nicht umsetzbar
sei. Er wies aber darauf hin, dass das Thema auch in Zukunft aktuell bleiben werde.
Denn mit dem wirtschaftlichen Aufstieg Chinas seien Firmen immer stärker mit den
gegensätzlichen Interessen der USA und Chinas konfrontiert, was eine
Wirtschaftsneutralität verunmögliche. Sommaruga argumentierte, dass man mit der EU
zusammenarbeiten müsse, indem man sich an den Binnenmarkt lehne und dessen
Schutzregeln übernehme. Trotz der unerwarteten Brisanz des Themas aufgrund der
Übernahme der EU-Sanktionen gegen Russland, forderte Bundesrat Parmelin nach wie
vor die Ablehnung der Motion. Ständerat Sommaruga zog seine Motion daraufhin
zurück. 5

Auslandschweizer

En 1979, les Chambres avaient adopté une motion demandant au gouvernement de
modifier la loi fédérale sur les droits politiques des Suisses de l'étranger, en vue d'une
extension desdits droits. L'exécutif conçut un projet de révision de la loi mais, après
une procédure de consultation négative, décida de l'abandonner. Deux initiatives
parlementaires, l'une du conseiller national Gautier (pls, GE) (85.239), l'autre de la
conseillère aux Etats Bauer (pls, GE) (85.240), avaient proposé conjointement, en 1986,
un projet de loi visant à accorder le droit de vote par correspondance aux conjoints des
agents fédéraux travaillant à l'étranger. En 1987, un projet de révision de la loi, émanant
de la commission des pétitions du Conseil national, a été adopté par les Chambres. Le
gouvernement a maintenu sa position et dénoncé le projet. Ses objections résident
dans l'inégalité de traitement ainsi instaurée, d'autres catégories de Suisses de
l'étranger pouvant dès lors revendiquer le même droit. De plus, en vertu du principe de
réciprocité, la Suisse serait obligée de revoir sa pratique restrictive en la matière
puisqu'elle n'autorise pas les étrangers résidant sur son territoire à exercer leurs droits
politiques. Pour les partisans de ce projet (tous les partis gouvernementaux à
l'exception de l'UDC), l'argument de l'inégalité de traitement n'est pas recevable
puisqu'il ne peut y avoir inégalité entre deux groupes de personnes différents. Les
conjoints des fonctionnaires fédéraux en service à l'étranger ne peuvent être assimilés
aux Suisses de l'étranger car ils n'ont pas choisi de vivre hors de notre pays, ils ont
gardé leur domicile fiscal en Suisse et, de surcroît, les épouses (et époux!) des
diplomates remplissent de lourdes obligations à titre bénévole. Non content de
provoquer ainsi l'ire du Conseil fédéral, le Conseil national a, en sus, adopté la motion
Stucky (prd, ZG) (86.944) demandant l'extension du droit de vote par correspondance
à l'ensemble des Suisses de l'étranger. 6

MOTION
DATUM: 22.09.1987
BRIGITTE CARETTI

Le parlement est favorable à l'extension du droit de vote par correspondance à tous
les Suisses de l'étranger car, après le Conseil national en 1987, le Conseil des Etats a
transmis à son tour, contre l'avis du gouvernement, la motion du député Stucky (prd,
ZG) en la matière (86.944). Les partisans d'une telle extension ont évoqué le maintien
du lien avec le pays d'origine ainsi que les questions d'équité et d'égalité de traitement.
Ses opposants ont souligné que les Suisses de l'étranger prendraient des décisions dont
ils n'auraient pas à supporter les conséquences, qu'ils ne pourraient pas participer au
processus de formation de l'opinion, que ce droit serait contraire au principe du
domicile régissant la loi sur les droits politiques et qu'il serait nécessaire dès lors
d'accorder le même droit aux étrangers résidant en Suisse. Le Conseil national a, quant
à lui, accepté un postulat de sa commission des pétitions demandant un rapport sur les
possibilités d'extension des droits politiques des Suisses de l'étranger tant aux
référendums qu'aux initiatives populaires. Ce texte est basé sur une initiative
parlementaire Oehen (–, BE) (86.244). 7

MOTION
DATUM: 06.10.1988
BRIGITTE CARETTI

Auslandschweizer sollen sich zukünftig für alle Anliegen nur noch an eine für sie
zuständige Bundesstelle wenden müssen. Dies forderte eine Motion Brunschwig Graf
(fdp, GE), welche damit die bisherige Praxis kritisierte, wonach verschiedene Stellen in
unterschiedlichen Departementen für Angelegenheiten der im Ausland wohnhaften
Schweizer zuständig sind. Wo eine solche Zusammenführung nicht möglich sei, solle
eine verbesserte Koordination angestrebt werden. Der Bundesrat unterstützte diese
Motion, welche von beiden Räten angenommen wurde. 8

MOTION
DATUM: 15.09.2011
ANITA KÄPPELI
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Die Motion Segmüller (cvp, LU), welche der Nationalrat Ende 2009 gutgeheissen hatte,
verlangte vom Bundesrat eine bessere Informationspolitik für Auslandschweizer. Dazu
sollten organisatorische und gegebenenfalls gesetzgeberische Schritte getätigt werden,
um die „fünfte Schweiz“ mit breiten politischen Informationen zu versorgen. Der
Ständerat votierte im Dezember 2011 ebenfalls für dieses Anliegen. 9

MOTION
DATUM: 15.09.2011
ANITA KÄPPELI

La commission de politique extérieure du Conseil national (CPE-CN) a proposé de
permettre aux expatriés d’élire leurs délégués au Conseil des Suisses de l’étranger par
voie électronique. La chambre basse a soutenu cette proposition par 134 voix contre
31, provenant principalement du groupe libéral-radical, et 3 abstentions. La chambre
haute s’est alignée sur cette décision. 10

MOTION
DATUM: 18.09.2013
EMILIA PASQUIER

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Im Berichtsjahr 2014 behandelte der Nationalrat eine Motion Büchel (svp, SG), die
bereits 2012 eingereicht worden war. Das Begehren verlangte, die Postfinance auf
Gesetzeswegen zu verpflichten, Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern die
Führung eines Kontos „zu vernünftigen Bedingungen“ zu ermöglichen. Im
Zusammenhang mit der zunehmend kompromisslosen Gangart der US-Behörden
gegenüber fehlbaren ausländischen Banken in Sachen Beihilfe zur Steuerhinterziehung
hatten verschiedene Schweizer Banken ihr Engagement in den USA stark
zurückgefahren. Laut dem Motionär hätten deshalb Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer, speziell in den USA, Mühe bekommen, ein Schweizer Bankkonto zu
eröffnen. Darauf seien sie aber angewiesen, sei es beispielsweise um Auslagen während
eines Heimataufenthalts zu tätigen oder Transaktionen im Zusammenhang mit
Schweizer Liegenschaften abzuwickeln. Der Bundesrat sprach sich gegen die Motion
aus. Er argumentierte, dass die vorgeschlagene Gesetzesänderung in die
Vertragsfreiheit der Postfinance eingreifen würde. Bundesrätin Leuthard erklärte in
diesem Zusammenhang, dass die Postfinance an aufsichtsrechtliche Normen gebunden
sei, die ihr eine strenge Einhaltung ausländischer Rechtsordnungen vorschreiben,
weshalb es Sache der Postfinance sei, zu entscheiden, ob sie entsprechende Risiken
eingehen wolle. Der offen formulierte Text der Motion würde die Postfinance gar dazu
verpflichten, Produkte für etwa 200 Länder anzubieten und diese den entsprechenden
Rechtsnormen anzupassen, was die Landesregierung als unverhältnismässig erachtete.
Weiter habe die Postfinance die Absicht geäussert, bestehende Kundenbeziehungen in
die USA weiterzuführen, wenn ihr die Kunden bekannt seien und diese deklarierten,
dass die Vermögen auf den Konti versteuert wären. Das nationalrätliche Plenum liess
sich von der bundesrätlichen Argumentation nicht überzeugen. Mit 126 zu 53 Stimmen
bei 11 Enthaltungen entschied die grosse Kammer, die Motion anzunehmen. Die Nein-
Stimmen entfielen dabei auf acht von zwölf GLP-Parlamentsmitgliedern und auf grosse
Teile der FDP und der CVP. Die Behandlung im Ständerat stand am Jahresende noch
aus. 11

MOTION
DATUM: 11.09.2014
FABIO CANETG

La Commission de politique extérieure du Conseil national (CPE-CN) a déposé une
motion pour garantir un accès aux services bancaires Postfinance pour les Suisses de
l'étranger. Il s'aligne ainsi sur les recommandations du Conseil des Suisses de l'étranger
(CSE). Cette modification des bases légales de Postfinance permettrait, selon la CPE-
CN, de réduire les entraves à la mobilité internationale. En effet, les Suisses de
l'étranger sont souvent contraints de maintenir une relation bancaire en Suisse afin, par
exemple, de contracter une assurance-maladie ou encore de gérer des biens
immobiliers. Ainsi, étant donné que la Confédération se positionne comme
l'actionnaire majoritaire de La Poste Suisse SA, la commission estime que Postfinance
devrait garantir, en contrepartie, une prestation bancaire, avec des conditions
adéquates, aux citoyens de l'étranger. Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la
motion. Il considère que l'objet porte atteinte, non seulement à la liberté économique
des banques, mais aussi à l'équité concurrentielle. De plus, il estime qu'une telle
démarche réduit la crédibilité des banques helvétiques et renforce les risques. Au final,
le Conseil national s'est rangé massivement derrière sa commission. Il a adopté la
motion par 178 oui contre 4 non et 7 abstentions. 12

MOTION
DATUM: 11.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Filippo Lombardi (pdc, TI) estime que la révision de la loi sur les banques dessine une
garantie implicite de l'Etat en cas de faillite d'une banque d'importance systémique.
Par conséquent, il considère logique de demander une contrepartie à cette assurance
étatique. Il souhaite donc, par l'intermédiaire d'une motion, introduire dans la
réglementation "too big too fail" une garantie pour que tous les Suisses de l'étranger
puissent disposer d'un compte bancaire dans une banque helvétique d'importance
systémique. Le sénateur Lombardi explique qu'il est important de lever les entraves à la
mobilité internationale. En effet, la hausse des frais de gestion pour ces comptes ou
l'impossibilité d'obtenir une telle relation bancaire s'apparentent à des freins. Un
compte bancaire en Suisse est indispensable pour les Suisses de l'étranger pour, par
exemple, la cotisation AVS, la contraction d'une assurance-maladie ou encore pour la
gestion d'un bien immobilier. Le Conseil fédéral a exprimé son désaccord avec cette
motion. Tout d'abord, il rappelle qu'une motion identique 15.4029 a déjà été rejetée
par le Parlement. Ensuite, il souligne la hausse des risques et les répercussions sur la
réputation des banques helvétiques qui seraient induites. Ainsi, cette réglementation
irait à l'encontre de la volonté de la législation "too big too fail". De plus, il met en avant
les problèmes d'équité concurrentielle vis-à-vis des autres banques. Puis, il précise
que la hausse des charges est principalement provoquée par une hausse des
réglementations dans les législations étrangères depuis la crise financière de 2008.
Face à tous ces arguments, la chambre des cantons a décidé d'adopter la motion par 23
voix contre 14 et 6 abstentions. Le Conseil national se prononcera prochainement sur le
sujet. 13

MOTION
DATUM: 19.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Filippo Lombardi (pdc, TI) demande au Conseil fédéral de garantir que tous les Suisses
de l'étranger puissent disposer d'un compte bancaire dans une banque helvétique
d'importance systémique. En effet, il estime qu'un tel accès doit être garanti en
contrepartie de la garantie implicite offerte par l'Etat aux banques d'importance
systémique. Si la chambre des cantons a adopté la motion, la chambre du peuple a
rejeté l'objet par 132 voix contre 48 et 4 abstentions. Elle a donc suivi les
recommandations de sa Commission de politique extérieure (CPE-CN) qui proposait de
rejeter la motion par 11 voix contre 9. Lors du débat en chambre, les parlementaires ont
estimé que l'argument de la garantie implicite n'était plus valable. Plus précisément, la
loi sur les banques de 2012 supprime cette garantie implicite. Ainsi, aucune
contrepartie ne devrait être exigée. De plus, l'argument de la liberté économique a été
utilisé. Au final, la discussion s'est aussi orientée sur les Suisses de l'étranger et leur
importance. Les voix de l'UDC, du PLR, du PBD, des Vert'libéraux et de la majorité du
PDC ont fait pencher la balance. 14

MOTION
DATUM: 28.02.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Depuis la crise financière de 2008 et la refonte du secteur bancaire, il est de plus en
plus difficile pour les Suisses de l’étranger de maintenir une relation bancaire avec un
établissement helvétique. Or, une telle relation bancaire est indispensable pour
contracter une assurance-maladie, cotiser à l’AVS ou gérer un bien immobilier. La
Commission de politique extérieure du Conseil national (CPE-CN) a donc déposé une
motion afin d’améliorer l’information des Suisses de l’étranger pour maintenir une
relation bancaire avec une banque d’importance systémique en Suisse. Une minorité,
emmenée par des membres PLR et PDC, proposait le rejet de la motion. 
De son côté, le Conseil fédéral a estimé que ce n’était pas son rôle de s’immiscer dans
les relations commerciales d’entreprises privées. Il demande donc le rejet de la motion.
Néanmoins, il a précisé que le Département fédéral des affaires étrangères (DFAE)
contacterait l’Association suisse des banquiers (ASB) pour leur signaler le déficit
d’information pour les Suisses de l’étranger. 
Lors du vote en chambre, l’objet a été rejeté à une courte majorité, par 96 voix contre
80 et 9 abstentions. La frange droite du Parlement, emmenée par le PLR, l’UDC et le
PBD, a fait pencher la balance. 15

MOTION
DATUM: 05.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

A l’opposé de sa chambre sœur, le Conseil des États a nettement rejeté la motion de la
CPE-CN, pour une garantie d'accès à une relation bancaire pour les Suisses de
l'étranger, par 30 voix contre 9 et 4 absentions. La commission de politique extérieure
du Conseil national avait déposé une motion pour que la Postfinance garantisse un
accès à une relation bancaire pour les Suisses de l’étranger. La chambre s’oppose
ainsi à la volonté de la majorité de sa commission de politique extérieure (CPE-CE) qui
recommandait l’adoption de l’objet. Les arguments qui pointaient du doigt l’entrave à la
liberté économique et l’atteinte à l’équité concurrentielle bancaire ont fait mouche.

MOTION
DATUM: 13.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.65 - 01.01.23 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Ainsi, si la chambre a considéré qu’il existait une inégalité pour les Suisses de l’étranger
qui souhaitaient ou devaient maintenir une relation bancaire en Suisse, elle a estimé
que la solution avancée n’était pas optimale. 16

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Mit einer Motion der Finanzkommission des Ständerats sollte der Bundesrat zur
Berichterstattung über die Verwendung der anlässlich der Beratungen zum Voranschlag
2008 zusätzlich bewilligten Mittel für Schweizer Schulen im Ausland sowie zur
künftigen Ausrichtung dieser Schulen verpflichtet werden. Der Ständerat hatte den
Vorstoss in der Sommersession gutgeheissen. Da der Bundesrat die Motion mit einem
im August veröffentlichten Bericht bereits erfüllt hatte, lehnte sie der Nationalrat in der
Wintersession ab. Er hiess aber eine Motion seiner Kommission für Wissenschaft,
Bildung und Kultur gut, mit der die Landesregierung zu einer Revision des
Auslandschweizer-Ausbildungsgesetzes verpflichtet werden soll. Es geht dabei
hauptsächlich um eine Aktualisierung und Optimierung des heutigen Förderkonzepts,
die dafür bereitstehenden Mittel bleiben unverändert bei 20 Mio. 17

MOTION
DATUM: 06.12.2009
ANDREA MOSIMANN
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